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02.07.2026
Start der E-Rechnung auf den 1. Januar 2028 verschieben - kein Hausbau ohne Bauplan!
Sehr geehrte Frau, sehr geehrter Herr ,
ich als Unternehmer in Ihrem Wahlkreis bitte Sie, sich für eine Verschiebung der E-Rechnungspflicht auf den 1. Januar 2028 einzusetzen.
Die E-Rechnung vereinfacht Abläufe und spart Papier, doch der Termin 1. Januar 2027, ab dem Betriebe mit + 800.000 Euro Vorjahresumsatz E-Rechnungen ausstellen müssen, kommt zu früh.
Schon jetzt haben 67 % der Handwerksbetriebe Probleme beim Empfang von E-Rechnungen – Datensätze stimmen nicht mit der angehängten PDF überein, Rechnungen sind nicht prüfbar, Zahlungen verzögern sich (Umfrage des Zentralverbands des Deutschen Handwerks (ZDH)).
Der Grund: Fehlende technische Grundlagen. Konzipiert ist die E-Rechnung ursprünglich für die Verwaltung, die überarbeitete EU-Norm für E-Rechnungen zwischen Unternehmen (B2B) erscheint aber voraussichtlich erst im zweiten Halb-jahr 2026, die verbindliche Zuordnung steuerlicher Pflichtangaben zu den E-Rechnungsfeldern ist weiter ungeklärt. Aber ohne diesen Bauplan können Softwareanbieter ihre Programme nicht anpassen – und wir als Betrieb die Pflicht nicht rechtssicher erfüllen.
Uns im Ausbauhandwerk trifft das hart, weil Rechnungen bspw. immer noch nicht die Besonderheiten Abschlags-/Schlussrechnungen! sauber abbilden können und schon jetzt haben 67 % aller Handwerksbetriebe Probleme beim E-Rechnungsempfang (Umfrage Zentralverband des Deutschen Handwerks, ZDH):
Rechnungen sind nicht validierbar,
es kommt zu verschiedenen Prüfergebnissen bei Sender und Empfänger, sodass wir  fehlerhafte Rechnungen zurückweisen müssen.
Abweichungen zwischen Datensatz und PDF-Datei bei hybriden Rechnungen.
Probleme beim Auslesen der Rechnungsangaben
All das kostet Zeit, verzögert Zahlungen und führt nach Ablauf von Übergangsfristen zu Problemen beim Vorsteuerabzug und ein rein technisches Umsetzungsproblem wird unmittelbar zu einem steuer(recht)lichen Risiko für unsere Betriebe.
Fazit: Der Zeitplan ist für uns als Betrieb unrealistisch, denn unsere Softwareanbieter können ihre Produkte nicht abschließend anpassen, wir die Umstellung nicht rechtssicher vorbereiten, testen und integrieren. Die E-Rechnung selbst steht nicht infrage, aber ihr verfrühter Start.
Daher bitten wir Sie, sich im Bundestag für eine Verschiebung der E-Rechnungspflicht für Unternehmen mit + 800.000 Euro Vorjahresumsatz auf den 1. Januar 2028 einzusetzen.
Melden Sie sich gern für einen Austausch und/oder Fragen bei uns.
Unternehmen
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02.07.2026
Verschiebung der E-Rechnungspflicht auf den 1. Januar 2028!
Sehr geehrte Frau, sehr geehrter Herr ,
als Innung/Handwerkskammer/Verband vertreten wir die Interessen unserer Betriebe. Heute geht es uns um die geplante Einführung E-Rechnungspflicht ab 2027.
Die E-Rechnung vereinfacht Abläufe und spart Papier, doch der Termin Januar 2027 mit der Ausstellungspflicht von E-Rechnungen für Unternehmen mit + 800.000 Euro Vorjahresumsatz kommt zu früh.
Der Grund: Wesentliche fehlende technische Grundlagen. Konzipiert ist die E-Rechnung ursprünglich für die Verwaltung, die überarbeitete EU-Norm für E-Rechnungen zwischen Unternehmen (B2B) erscheint aber voraussichtlich erst im zweiten Halbjahr 2026, die verbindliche Zuordnung steuerlicher Pflichtangaben zu den E-Rechnungsfeldern ist ungeklärt. Aber ohne diesen Bauplan können Softwareanbieter ihre Programme nicht anpassen – und Betriebe die Pflicht nicht rechtssicher erfüllen.
Besonders das Ausbauhandwerk trifft das hart, weil Rechnungen immer noch nicht die Besonderheiten Abschlags-/Schlussrechnungen sauber abbilden können. Schon jetzt haben 67 % der Handwerksbetriebe Probleme beim Empfang von E-Rechnungen (Umfrage Zentralverband des Deutschen Handwerks, ZDH):
Rechnungen sind nicht validierbar,
es kommt zu verschiedenen Prüfergebnissen bei Sender und Empfänger, sodass Betriebe fehlerhafte Rechnungen zurückweisen müssen.
Abweichungen zwischen Datensatz und PDF-Datei bei hybriden Rechnungen.
Probleme beim Auslesen der Rechnungsangaben,
All das kostet Zeit, verzögert Zahlungen und führt nach Ablauf von Übergangsfristen zu Problemen beim Vorsteuerabzug. Ein rein technisches Umsetzungsproblem wird unmittelbar zu einem steuer(recht)lichen Risiko für unsere Betriebe.
Fazit: Der Zeitplan ist für viele Betriebe unrealistisch, denn Softwareanbieter können ihre Produkte nicht abschließend anpassen, Betriebe die Umstellung nicht rechtssicher vorbereiten, testen und integrieren. Daher bitten wir Sie, sich für eine Verschiebung der E-Rechnungspflicht für Unternehmen mit + 800.000 Euro Vorjahresumsatz auf den 1. Januar 2028 einzusetzen.
Vielen und Dank und freundliche Grüße
Unternehmen

